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RettetdasBargeld!DennBargeld • schützt unserePrivatsphäre •bremst staatlichen
Überwachungsdrang • wirkt dem weiteren Absenken der Zinsen in den Negativ-
bereich entgegen. Das forderndiese 26Ökonomen,Manager undPolitiker:
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Geld
: Politik und Noten-
banken haben
dem Bargeld den
Kampf angesagt.
Dagegen sollten wir
uns wehren – für
unsere Freiheit und
Privatsphäre.
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Hans-Jürgen
Papier, ehemaliger
Präsident des
Bundesverfas-
sungsgerichts
„Unsere Verfassung
schützt die Ver-
tragsfreiheit und die
Privatautonomie
der Bürger. Sie be-
stimmen daher
grundsätzlich selbst,
wie sie imRechts-
verkehr ihre Leis-
tungen erbringen,
also etwa durch
Bargeldzahlungen.“

Christian Lindner,
FDP-Vorsitzender
„Unser Grundgesetz
garantiert Eigentum
undPrivatsphäre.
Wer das Bargeld teil-
weise oder ganz ab-
schaffenwill, schafft
keine neue Sicherheit,
tilgt aber einweiteres
Stück sichere Freiheit
eines jeden Einzelnen
von uns.“
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Dirk Roßmann,
Geschäftsführer
Drogerie Rossmann
„DasHalten von Bar-
geld ist eineMöglich-
keit, den derzeitigen
Strafzins bei großen
Guthaben zu umge-
hen. Die Abschaffung
der 500-Euro-Scheine
erschwert dies. Inte-
ressant daran ist, wie
beflissen der Bevölke-
rung schnelle Erklä-
rungen gebotenwer-
den, ohne dieHinter-
gründe zu kennen.“
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79%
der Deutschen

wollen das Bargeld
behalten

A
uf das Treffen mit seinen Notenbank-
kollegen in vier Wochen muss sich
Mario Draghi, der Chef der Europäi-
schen Zentralbank (EZB), diesmal be-
sonders gut vorbereiten. Denn im
obersten Entscheidungsgremium der

Euro-Hüter sind heftige Diskussionen vorgezeichnet.
Nicht nur die Frage, ob man den Zinssatz für die Ein-
lagen der Banken bei der EZB weiter in den Minusbe-
reich drücken soll, dürfte Kontroversen auslösen.
Auch der 500-Euro-Schein, die höchste Banknote der
Gemeinschaftswährung, steht zur Disposition. Draghi
will den Schein aus dem Verkehr ziehen. Bundesbank-
Chef Jens Weidmann hat bereits Widerstand ange-
kündigt.
Das Vorhaben Draghis sorgt auch in der Öffentlichkeit
für Aufregung. Ebenso wie die Pläne von Bundesfi-
nanzminister Wolfgang Schäuble, Barzahlungen in
Deutschland künftig auf 5000 Euro zu begrenzen.
Beide Vorschläge zusammen entfalten eine enorme
öffentliche Wirkung. Zusammengenommen wirken
sie, als bliesen Politik und Notenbanken zum Angriff
auf die Existenz des Bargeldes. Entsprechend groß ist
die Aufregung in Öffentlichkeit und Teilen von Wirt-
schaft, Politik und Wissenschaft.
Die Auswirkungen einer solchen globalen Allianz zur
Begrenzung von Münzen und Scheinen, unter dem
Deckmäntelchen des Kampfes gegen Terror und orga-
nisierte Kriminalität, sind in der Tat immens. Die Be-
schränkung des Bargelds ist nur Vehikel für ein ganz
anderes Ziel: Die Notenbanken wollen die Zinsen auf
breiter Front unter null Prozent drücken, um die
Schuldenlast der Staaten zu senken. Weil das Bargeld
dem Marsch in die Negativzinswelt im Weg steht, soll
es verschwinden.
Ohne Bares aber verschwindet der Schutz der Bürger
vor Bankenkrisen, Negativzinsen und den neugierigen
Blicken der Behörden. Gemeinsam mit der Wirt-
schaftsWoche appellieren daher Persönlichkeiten aus
Wissenschaft, Politik, Unternehmen und Kultur: Ret-
tet das Bargeld! Denn es schützt unsere Freiheit und
unseren Wohlstand (siehe Aufruf Seite 20). Neben
dem Willen der Mehrheit der Deutschen haben sie
vor allem die ökonomische Vernunft auf ihrer Seite.

Dass es Regierungen nicht behagt, wenn die Bürger
frei von staatlicher Kontrolle ihren Geschäften nach-
gehen, ist keineswegs neu. Selbst die USA, deren Bür-
ger für ihren Freiheitsdrang bekannt sind, machen da
keine Ausnahme. So waren jenseits des Atlantiks bis
1945 Dollar-Scheine im Nennwert von 500, 1000 und
10 000 Dollar im Umlauf. Doch dann zog die Regie-
rung die Scheine peu à peu ein. 1970 verpflichtete sie
die Banken, alle Barzahlungen zu dokumentieren. Im
Gefolge der Finanzkrise verschärfte Washington den
Feldzug gegen das Bargeld. 2015 verbot die Chase
Bank ihren Kunden daraufhin, Bargeld in den
Schließfächern zu horten. „Man will die Menschen
zwingen, alle Zahlungen über das Finanzsystem
abzuwickeln“, sagt Joseph Salerno, Professor an der
Pace-University und Vizepräsident des Ludwig-von-
Mises-Institutes in Auburn.
In Europa nutzten die Regierungen die Volten der
Euro-Krise, um das Bargeld zurückzudrängen. Ita-
liens Regierung erließ eine Obergrenze für Bargeld-
zahlungen von 3000 Euro. In Frankreich setzte die
Regierung die Grenze nach den Terroranschlägen
auf „Charlie Hebdo“ von 3000 auf 1000 Euro herab,
in Großbritannien müssen sich Händler registrieren
lassen, wenn sie Barzahlungen von umgerechnet
mehr als 15 000 Euro annehmen. In China forciert
die Regierung die Abschaffung von Bargeld, indem
sie keine Banknoten für umgerechnet über 14 Euro
emittiert.
Am weitesten haben die Skandinavier das Bargeld zu-
rückgedrängt. In Schweden heißt es: „Bargeld ist das
Blut in den Adern der Kriminalität.“ Die Bürger in Eu-
ropas Norden zahlen fast nur noch mit Kreditkarte
oder Smartphone. Ähnlich ist es in Dänemark. Wer
größere Beträge mit Cash bezahlt, macht sich als Kri-
mineller verdächtig. Ende des Jahres stellt die Noten-
bank in Kopenhagen den Druck von Banknoten ein.
Gefördert wird der Kampf gegen das Bargeld von Kre-
ditkartengesellschaften, Zahlungsdienstleistern und
Großbanken, für die Bargeldhaltung mit hohen Kos-
ten verbunden ist. Sie werben mit Bequemlichkeit,
Schnelligkeit und niedrigeren Kosten bei Nutzung
elektronischer Zahlungsmittel. In Stockholm akzep-
tieren sogar Bettler Kreditkarten. Das Lesegerät dazu
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Felix Zulauf, Ver-
mögensmanager,
Vicenda Asset
Management
„Es ist unerhört wie
die ,sogenannte Eli-
te‘ die Demokratie,
die Freiheit und un-
sere marktwirt-
schaftlichen Wirt-
schaftssysteme mit
Dummheiten über
Dummheiten konti-
nuierlich demon-
tiert. Wir werden in
der Geschichte auf
diese Dummheiten
zurückschauen und
unsere Kinder
werden uns fragen:
Warum habt ihr
nicht eingegriffen?“

Martin Herrenknecht,
Vorstandschef
Herrenknecht

Jochen Kienbaum,
Vorstandschef
Kienbaum Consultants

Jens Ehrhardt,
Vermögensverwalter,
DJE Kapital

Lars Feld,
Wirtschaftsweiser
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Wolfgang Gerhardt,
Vorstandschef Friedrich-
Naumann-Stiftung
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Barzahlung

53,2%

Girocard

29,4%

Kreditkarte
Internet-
bezahl-

verfahren

Überweisung

Sonstige
unbare

Zahlungsmittel

3,9%
2,8%

5,3%

5,6%

Womit die Deutschen
zahlen1

1Anteil der Zahlungsmittel am
Umsatz 2014, gerundet;
Quelle: Bundesbank

stammt von Obdachlosenzeitungen – finanziert wird
es vonKreditkartengesellschaften.
Auch aus Teilen der Wissenschaft kommt Unterstüt-
zung für dieBargeld-Gegner. VondemÖkonomenSil-
vio Gesell (1862–1930) stammt die Idee, Geldscheine
durch Abstempeln zu entwerten, um die Menschen
vom Horten abzuhalten. Die jüngsten Vorschläge
kommen von den Harvard-Ökonomen Larry Sum-
mers undKennethRogoff. Sie fordern, dasBargeld in-
ternational koordiniert abzuschaffen, um die Men-
schen mit Negativzinsen in den Konsum zu treiben
unddieKriminalität auszutrocknen.

Kein Mittel zur Kriminalitätsbekämpfung
Experten bezweifeln jedoch, dass man mit weniger
BargelddieKriminalität eindämmenkann.Kriminelle
nähmen zur Not auch kleinere Scheine, sagt der
Münchner Anwalt Rainer Spatscheck, Strafrechtsex-
perte beim Deutschen Anwaltsverein. Dass sich Ter-
roristen durch eine Bargeldgrenze vomErwerb einer
Kalaschnikow abhalten lassen, glauben allenfalls die
Beamten in SchäublesMinisterium. Längst gibt es für
die Terrorfinanzierung andereWegewie dasHawala-
Banking, ein System informeller Auslandsüberwei-
sungendurchMittelsmänner. ZudemeröffnenKrimi-
nelle häufig unter falschen Identitäten Konten und
verwischen durch internationale Überweisungsket-
ten ihre Spuren. „DieAbschaffung vonBargeldwürde
Terrorismusfinanzierung oder Geldwäsche nicht ver-
hindern, sondern nur auf elektronische Zahlungswe-
ge verlagern“, sagt Peter Schneiderhan, Mitglied im
PräsidiumdesDeutschenRichterbundes.
Dazu kommt: Wichen die Bürger in einer bargeldlo-
sen Welt nolens volens auf elektronische Zahlungen
aus, stiege das Kriminalitätspotenzial, statt zu sinken.
So habe die zunehmende Nutzung elektronischer
Zahlungssysteme zumehr Straftaten geführt, weil es
Kriminellen leichtfalle, Daten abzugreifen, sagt
Schneiderhan.
KeinWunder, dass 79ProzentderBundesbürgereiner
aktuellenUmfrage zufolge amBargeld festhaltenwol-
len. Auch dieHoffnung der Finanzminister, ohneBar-
geld Schwarzarbeit besser zu bekämpfen, ist naiv. Be-
rechnungen des Ökonomen Friedrich Schneider von

derUniversitätLinz zeigen, dass eineObergrenzevon
5000 Euro für Barzahlungen die Schwarzarbeit, die
sich auf rund elf Prozent des Bruttoinlandsprodukts
beläuft, allenfalls umeinProzent drückt. Selbst ein to-
tales Bargeldverbot schmälerte die Schattenwirt-
schaft nur um zwei bis drei Prozent. Schneider sagt,
Bargeldbegrenzungen und -verbote seien „Scheinlö-
sungen“ imKampf gegenKriminalität.

Die Verlockungen der bargeldlosenWelt
Es dürfte Finanzministern undNotenbankern daher
um etwas ganz anderes gehen: In einer Welt ohne
Bargeldwäre derWeg frei für Negativzinsen, mit de-
nen sie die Staaten entschulden können. Die Kredit-
exzesse im Vorfeld der Finanzkrise, die Bankenret-
tung sowie die milliardenschweren Konjunkturpro-
gramme haben die staatliche Schuldenlast auf Grö-
ßenordnungen steigen lassen, die es früher nur in
Kriegszeiten gegeben hat. Die Hoffnung, höheres
Wachstum, gekoppelt mit höherer Inflation und
Sparprogrammen, würde die Schulden abbauen, hat
sich als Illusion entpuppt. Zudem ist der Sparwille in
vielen Ländern erlahmt. Umdie Staaten zu entschul-
den, bleibt daher nur die Alternative: Staatsbankrott
oderNegativzinsen.
Zwar wäre die Bankrotterklärung, ein Schulden-
schnitt zulasten der Gläubiger, dermarktwirtschaftli-
cheWeg. Doch die Regierungen haben ihn zumTabu
erklärt, wohl auchweil sie fürchten, in Zukunft dann
nicht wieder auf Pump leben zu können. Negative
Zinsen würden sie aus diesem Dilemma befreien. In
fünf Regionen haben dieNotenbanken die Leitzinsen
bereits in denMinusbereich gedrückt. Das heißt: Die
Bankenmüssen einen Strafzins zahlen, wenn sie Ein-
lagen bei der Notenbank halten. In der Euro-Zone
liegt der Einlagenzins derzeit bei minus 0,3 Prozent.
Die Notenbanker setzen darauf, dass die Banken die
Negativzinsen an ihre Kunden weitergeben. Das soll
die Anleger abschrecken und zumKauf von Staatsan-
leihen veranlassen. Klettern deren Kurse über den
Rücknahmepreis einschließlich aller Kuponzahlun-
gen, rutscht dieRendite insNegative.Der Staatmacht
Gewinne, wenn er auslaufende Anleihen refinanziert.
DasGeldkanner indie Schuldentilgung stecken.
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Klaus-Michael
Kühne, Mehrheits-
eigner Kühne +
Nagel „Was sich be-
währt hat, soll man
erhalten. DieWelt
wird ohnehin digital
genug!“Jürgen Stark,

Exchefvolkswirt
der EZB

Justus Haucap,
Wettbewerbsöko-
nomUniversität
DüsseldorfChristine Bortenlänger,

Geschäftsführender Vorstand
Deutsches Aktieninstitut

Joseph Vogl,
Philosoph, Autor „Der
Souveränitätseffekt“
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Noch allerdings haben die Banken die Negativzinsen
nicht an die Sparer weitergegeben. Allenfalls für grö-
ßereEinlagenmittelständischerUnternehmenwollen
sie,wiedieCommerzbank, demnächst eineGebührer-
heben. Dass die Institute den meisten Privatkunden
noch keinen Strafzins berechnen, ist der Sorge ge-
schuldet, diese könnten ihreKonten räumenundGeld
bar unter dem Kopfkissen horten. Den Banken ginge
danneinewichtigeRefinanzierungsquelle verloren.
In einer Welt ohne Bargeld hingegen könnten die
Kunden dem Negativzins kaum ausweichen. Schon
dasvonderEZBangestrebteEndeder500-Euro-Note
würde das Horten von Bargeld erschweren. Je höher
dieKostenderBargeldhaltung,desto tieferkönnendie
Euro-Hüter die Zinsen in den Negativbereich drü-
cken, ohne dass Banken und Sparer ins Bargeld flüch-
ten.VerschwändedasBargeld komplett, gäbe es keine
Untergrenze mehr für die Zinsen. Die Negativzins-
weltwäreperfekt, die Staaten imHandumdrehenent-
schuldet.

Die schleichende Enteignung
Doch die langfristigen Folgen für die Wirtschaft wä-
renverheerend.NichtnurdassdieSparer schleichend
enteignet würden. Im Fall einer Bankenkrise hätten
sie zudem keine Möglichkeit mehr, ihr Vermögen
durch Barabhebungen in Sicherheit zu bringen. „Die
liquidenMittel derBürgerwärenvollends imBanken-
sektor eingesperrt, Geldhalter müssten noch stärker
für die Rekapitalisierung maroder Banken bluten“,
warntStefanKooths,Konjunkturchefdes Instituts für
Weltwirtschaft in Kiel. Mit der Abschaffung des Bar-
gelds gäbe es zunächst auch kein gesetzliches Zah-
lungsmittel mehr. Entweder die Zentralbank biete
dann den Bürgern Girokonten an und schaffe so um-
lauffähiges elektronisches Zentralbankgeld, oder das
von den Banken aus dem Nichts produzierte Ge-
schäftsbankengeld müsse zum gesetzlichen Zah-
lungsmittel erklärt werden. „Die erste Variante hätte
einiges für sich,würde aber auf ein vomFinanzsektor
ungeliebtes Vollgeldsystem hinauslaufen, während
die zweite Variante eineweitere, marktwirtschaftlich
unvertretbare Privilegierung der Banken bedeutete“,
so Kooths. In beiden Fällen müsste das Bundesbank-

gesetz geändert werden, da es die auf Euro lautenden
Banknotenalsdas „einzigeunbeschränktegesetzliche
Zahlungsmittel“ festlegt. Die Bundesbank hat bereits
Widerstand erkennen lassen. „Eswäre fatal, wenndie
Bürger den Eindruck bekämen, dass ihnen das Bar-
geld nach und nach entzogen wird“, warnte Bundes-
bank-Präsident JensWeidmann.
Sinken die Zinsen dauerhaft unter die Null-Prozent-
Marke, erodiert zudem die Sparbereitschaft. Damit
schwindet die Grundlage für nachhaltige Investitio-
nenundeinengesundenKapitalstock.DerWohlstand
gerät in Gefahr. „Die Politik der Negativzinsen ist ein
Frontalangriff auf die Marktwirtschaft – auf das ge-
sellschaftliche System, das für produktive und friedli-
che Kooperation der Menschen sorgt“, warnt Thors-
tenPolleit, ChefökonomderDegussa.
Zudem hinterließe in einer bargeldlosen Welt jede
Zahlung Spuren, sei es per Kreditkarte, Smartphone
oder Onlinebanking. Kein Geldgeschenk, kein Trink-
geld, kein Arzneimittelkauf, keine Urlaubsreise, kein
Freizeitvergnügen bliebemehr verborgen. Die Privat-
heit wäre perdu. AmEnde dürften dieMenschen das
Vertrauen indasGeldverlieren.Dannkönntensie sich
auf die Suche nach besser geeigneten Tauschmitteln
machen. „Inder Innovationsküche fürAlternativwäh-
rungen brodelt es schon seit Längerem“, sagt IfW-
ÖkonomKooths.

Bitcoin keine Alternative
Das Problem ist nur, dass die Köche dort bisher noch
nichts wirklich Genießbares auf den Tisch gebracht
haben. Vielen gilt der Bitcoin, ein virtuell generiertes
Zahlungsmittel, alsHoffnungsträger für ein staatsfrei-
esundsomitnicht so leichtmanipulierbaresGeld. Im-
merhin gibt es mehr als 100000 Händler, bei denen
manmit Bitcoins zahlen kann. Nicht nur im Internet.
Auch inmanch hipperKneipe in Berlin kannman sei-
neRechnungmitBitcoinsbegleichen.Docheineechte
AlternativezumBargeld istdiedigitaleWährungnoch
nicht. Zwar lassen sich mit dem Halten von Bitcoins
Negativzinsen vermeiden. Aber spekulative Attacken
auf die Währung lassen deren Wert schwanken wie
ein Schiff in stürmischer See. Nichts also für sicher-
heitsorientierte Sparer.
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Wer es bar besonders
liebt (in Prozent)1

1Anteil der Barzahlungen an den
Umsätzen nach Altersgruppen
2014;Quelle: Bundesbank

Dietmar Bartsch,
Fraktionschef Die
Linke „Ich bin voll
gegen die Abschaf-
fung des Bargeldes,
daswäre einweiteres
Stück Freiheitsberau-
bung. Ich hättemir
gewünscht, dass die
anderen, die nunmit
mir dagegen sind,
auch bei der Vorrats-
datenspeicherung
dagegen gewesen
wären.“

Helmut Siekmann,
Professor für Geld-,
Währungs- undNoten-
bankrecht Frankfurt

Stefan Homburg,
ÖkonomUniHannover

Thilo Sarrazin,
ehemaliger Bundesbank-
Vorstand

Thomas Mayer,
Gründungsdirektor
Flossbach von Storch
Research Institute
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Zudem lassen sich nur rund drei Zahlungen pro Se-
kunde indemNetzwerkabwickeln. „UmeineRolle als
weltweiter Zahldienst zu übernehmen, ist das völlig
ungenügend. Außerdem können nicht zu jedemZeit-
punkt die Beträge aller Konten überprüft werden“,
sagt InformatikerRainerBöhme,Professor fürSicher-
heit und Datenschutz an der Universität Innsbruck.
Zudem könnte ausgerechnet der technische Fort-
schritt den Bitcoin gefährden. „Wenn wir in den
nächsten Jahren eine Lösung finden – zum Beispiel
durch den Quantencomputer –, die die Rechenleis-
tung mit einem Schlag enorm erhöht, würde sie den
Bitcoinunmittelbar entwerten“, sagtBöhme.
Auch mit der Anonymität der Zahlungen hapert es.
Denn jedemBitcoin-Nutzerwird einNummernkonto
zugewiesen, vergleichbarmit einerKontonummerbei
der Bank. Und im Bitcoin-Register lässt sich jede Be-
wegung auf den Nutzerkonten nachvollziehen. „Alle
Informationen sind dezentral gespeichert“, sagt IT-
Sicherheitsexperte Arron Finnon. „Und jeder erhält
vollständigen Einblick über das Internet.“ Genau das
reizt die staatlichenNotenbanken, selbst Kryptowäh-
rungen in Umlauf zu bringen. Die chinesische Zen-
tralbank gab im Januar bekannt, an einer eigenen
Kryptowährung zu arbeiten. „NatürlichhabenNoten-
banken ein Interesse daran, eigene digitale Währun-
gen zu schaffen. Sie besitzen dann völlige Kontrolle“,
sagt Finnon. „Wenn eine elektronische Geldbörse ab-
geschaltetwird, ist derBesitzer sofortmittellos.“

Recht auf Selbstbestimmung
Das spricht dafür, den Kampf für den Erhalt des Bar-
gelds vorerst in der realen Welt zu führen. Wie viel
Bargeld und in welcher Stückelung den Bürgern zur
Verfügungsteht, entscheidetdieEZB.Dennsiebesitzt
laut EU-Vertrag „das ausschließliche Recht, die Aus-
gabe vonEuro-Banknoten innerhalb derUnion zu ge-
nehmigen“.
Für die Ausgabe der Banknoten selbst sind die EZB
und die nationalen Zentralbanken zuständig. Das
heißt aber nicht, dass die EZB freie Bahn hätte, die
Banknotenausgabe ganz zu stoppen. „Die Befugnis,
konkrete Genehmigungen zu erteilen, geht nicht so
weit, ein komplettes Ausgabeverbot verfügen zu

können“, sagt Carlos-Alexander Gebauer, Rechts-
anwalt bei der Düsseldorfer Kanzlei Lindenau,
Prior&Partner.
Allerdings könnte der Rat der EU-Regierungschefs
einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach
ZustimmungdesEuropäischenParlamentsVorschrif-
ten erlassen, das Bargeld komplett aus dem Verkehr
zu ziehen. In diesem Fall würde wohl nur noch ein
Gang zumBundesverfassungsgericht nachKarlsruhe
helfen. Denn der Zwang, alle Zahlungen elektronisch
abzuwickelnundsopersönlicheDaten freizugegeben,
steht imWiderspruch zum Grundrecht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung, das aus demRecht auf die
freie Entfaltung der Persönlichkeit (Artikel 2 Grund-
gesetz) abgeleitet ist. In dieses Bürgerrecht darf nur
nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit einge-
griffen werden. Die aber dürfte mit einem Bargeld-
verbot zur Bekämpfung von Terrorismus und Krimi-
nalität verletzt sein. „Dafür stehen mildere Instru-
mente zurVerfügung“, sagtGebauer.

Kampf um die öffentliche Meinung
Der Anwalt ist daher überzeugt: „Vor dem Hinter-
grund unserer besonderen historischen Erfahrungen
mit Diktaturen und ihrem Wissensdurst wird in
Deutschland prinzipiell kein Richter bereit sein, die-
seshoheRecht auf informationelleSelbstbestimmung
auf demAltar einer dadurch aussichtslosenTerrorbe-
kämpfungzuopfern.“AucheineEntscheidungderEU
zur Abschaffung von Bargeld könne dieses Grund-
recht nicht aushebeln. „Das Grundgesetz schützt die
Bürger gezielt vor vergleichsweise geringerenRechts-
schutzstandards“, sagtGebauer.
Die beste Strategie aber besteht wohl darin, es gar
nicht so weit kommen zu lassen, dass Münzen und
Scheine aus unserer Welt verschwinden. „Man muss
den Bürgern klarmachen, dass Bargeld kein Deck-
mantel für Kriminelle, sondern eine Bastion der Frei-
heit und einBollwerk gegenÜbergriffe derRegierung
ist“, sagtPaul-MartinFoss,GründerdesCarl-Menger-
Zentrums imUS-BundesstaatVirginia. n

malte.fischer@wiwo.de,
sebastian kirsch, mark fehr | Frankfurt
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Tom Enders, CEO
Airbus Group
„Bargeldbegrenzung
wäre einweiterer
Fall zwangsweiser
Volksbeglückung,
einweiterer Schritt
weg vonMarktwirt-
schaft und Freiheit.“

IL
LU

ST
R
A
TI

O
N
EN

:T
O
R
ST

EN
W

O
LB

ER
;F

O
TO

V
O
R
LA

G
EN

:P
R
,A

C
TI

O
N

PR
ES

S,
B
R
EU

EL
B
IL

D
,P

IC
TU

R
E-

A
LL

IA
N
C
E/

D
PA

(4
),

C
H
R
IS

TO
F

M
A
TT

ES
,M

A
TT

H
IA

S
SC

H
M

IE
D
EL

,P
H
O
TO

TH
EK

Wolfgang Grupp,
Inhaber Trigema

Uwe Fröhlich,
Präsident Bundes-
verband derDeut-
schenVolks- und
Raiffeisenbanken

Bernd Lucke,
Bundesvorsitzender Alli-
anz für Fortschritt und
Aufbruch (Alfa)

Martin Richenhagen,
Vorstandschef des Land-
maschinenherstellers
AGCO
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